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In diesem Zusammenhang ist es lehrreich, auf die 
Erfahrungen der Sowjetunion im Kampf gegen ver­
tragslose Lieferungen hinzuweisen. Die KPdSU, die 
Regierung der UdSSR und die sowjetische Zivilrechts­
wissenschaft haben in allen Phasen der Entwicklung 
der sozialistischen Wirtschaft einen konsequenten 
Kampf gegen vertragslose Lieferungen geführt, worun­
ter insbesondere Lieferungen ohne Einhaltung der ent­
sprechenden Formvorschrift zu verstehen sind. Dabei 
ist die Feststellung von Interesse, daß auch dort die 
Staatliche Arbitrage nicht immer konsequent auf ver­
tragslose Lieferungen reagierte. In der sowjetischen 
Wissenschaft wurde 1949 darauf hingewiesen, daß „als 
Resultat der falschen Praxis der Staatlichen Arbitrage 
ernste Hindernisse für den Abschluß von Verträgen 
entstanden sind, daß eine Basis für vertragslose Ver­
hältnisse geschaffen wurde“10 *).

Seitdem ist eine Änderung dieser Praxis eingetreten; 
schon in den letzten Jahren gewährte die Staatliche 
Arbitrage der Sowjetunion keinen Schadensersatz und 
keine Vertragsstrafe mehr bei Lieferungen ohne Ver­
trag und bei Begründung der Ansprüche nur aus dem 
Planungsakt, und schon in den Jahren 1950 und 1951 
6ind daher vor der Staatlichen Arbitrage fast keine der­
artigen Anträge mehr gestellt worden. Jedoch kamen 
noch Ansprüche aus vertragslosen Lieferungen auf An­
nahme und Bezahlung der Lieferung vor, die jedoch 
von der Staatlichen Arbitrage, nunmehr ebenfalls schon 
seit längerer, Zeit, abgelehnt werden11). Der Stellver­
treter des Hauptarbiters der Staatlichen Arbitrage, M. 
F. S c h a l j u p a ,  sagt hierzu: „Zu der Frage des Ab­
schlusses der Lieferverträge in den letzten Jahren sind 
auf Grund der ergriffenen Maßnahmen bedeutende Er­
folge errungen worden: Die Anzahl der vertragslosen 
Lieferungen ist stark gesunken, die Verträge sind kon­
kreter.“12) Besonders das letzte Werk von R. O. C h a 1 - 
f i n a vertritt einen sehr konsequenten Standpunkt in 
der Frage der Gewährung von Rechtsschutz für An­
sprüche aus vertragslosen Verhältnissen. R. O. Chalfina 
ist der Ansicht, es sei schädlich, in Fällen, in denen 
Verträge nicht ordnungsgemäß abgeschlossen worden 
sind, die Ansprüche so zu behandeln, als ob keine Ge­
setzesverletzung stattgefunden habe. Sie sagt:

„Wenn der Käufer sicher ist, daß er unabhängig 
vom Vertragsabschluß gleichwohl die ihm gemäß 
dem Plan zukommende Produktion erhält, wenn 
er das Recht hat, sie zu erhalten, wenn dieses sein 
Recht durch zivilrechtliche Sanktionen gesichert ist, 
so wird er wohl kaum an einem rechtzeitigen Ab­
schluß des Vertrages interessiert sein. Ferner: wenn 
der Käufer die Erfüllung der Verpflichtung auch 
vor dem Abschluß eines Vertrages fordern kann, so 
ist es offensichtlich, daß der Lieferer, der keinen 
Vertrag abgeschlossen hat, auch die Bezahlung der 
Produktion, die er auf der Grundlage des Planes, 
ohne Abschluß eines Vertrages geliefert hat, fordern 
kann. Auf diese Weise wird ein breiter Boden für 
vertragslose Verhältnisse geschaffen, der Vertrag 
zwischen den Partnern erhält nicht die Bedeutung, 
die er auf der Grundlage des Gesetzes haben 
muß.“13)

Indem sie die von einigen sowjetischen Zivilrechtlern 
vertretene Theorie, daß ein Planungsakt zugleich auch 
ein zivilrechtliches Lieferverhältnis begründe, be­
kämpft, zeigt R. O. Chalfina den fehlerhaften Kreis, der 
durch die Anerkennung von Ansprüchen aus solchen 
Lieferungen entsteht. Sie sagt:

„Die Möglichkeit, die Erfüllung einer Lieferungs­
verpflichtung ohne Abschluß eines Vertrages zu er-
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halten, erzieht zur Lässigkeit gegenüber dem Ver­
trag, fördert die Verzögerung seines Abschlusses; 
eine schwache Vertragsdisziplin, systematische Ver­
zögerungen der Vertragsabschlüsse dienen als Be­
gründung dafür, daß aus dem Planungsakt außer 
der Verpflichtung, den Vertrag abzuschließen, noch 
eine andere zivilrechtliche Verpflichtung entstehe. 
Auf diese Weise führt der Versuch, die Parteien 
von den ungünstigen Folgen des nicht rechtzeitigen 
Vertragsabschlusses zu befreien, dazu, daß ein 
nichtrechtzeitiger Vertragsabschluß eine Gewohn­
heit und etwas Alltägliches wird.“14)

Diese Beispiele aus der sowjetischen Literatur zeigen, 
daß man dort grundsätzlich für eine strenge Einhaltung 
der Vertragsdisziplin auch in bezug auf formgerechten 
Abschluß der Verträge kämpft.

Außerdem ergreift die Staatliche Arbitrage gegen 
die Verzögerung der Vertragsabschlüsse bzw. gegen 
vertragslose Lieferungen verschiedene organisatorisch­
erzieherische Maßnahmen15):

1. Es werden gemeinsame Beratungen der Arbitrage 
mit den Ministerien, Betriebsleitern, Leitern der Han­
delsorganisationen durchgeführt, auf denen die i m 
V o r j a h r  beim Abschluß der Verträge aufgetretenen 
Schwierigkeiten klargestellt werden. Hierbei werden 
gemeinsame Maßnahmen beraten, wie man einen recht­
zeitigen Abschluß von Verträgen für das kommende 
Jahr sichern kann. Diese Beratungen finden jährlich 
rechtzeitig vor der Kampagne für den Abschluß der 
Jahresverträge statt.

2. Die Staatliche Arbitrage führt für die Mitarbeiter 
der Ministerien, der Betriebe und der Wirtschaftsorgani­
sationen Konsultationen durch, bei denen diese über den 
Abschluß der Verträge beraten werden.

3. Die Staatliche Arbitrage verfolgt in den Ministe­
rien, Betrieben und Wirtschaftsorganisationen den 
Verlauf der Vertragsabschlüsse, deckt rechtzeitig die 
Ursachen auf, die dem Abschluß entgegenstehen und 
signalisiert sie den zuständigen Stellen.

4. Die Staatliche Arbitrage beteiligt sich an der Aus­
arbeitung der Allgemeinen Lieferbedingungen. Hierbei 
war es ihr möglich, manche Bestimmungen, die beim 
Abschluß von Verträgen zum Gegenstand von Streitig­
keiten hätten werden können, rechtzeitig zu beseitigen.

5. Die Staatliche Arbitrage schaltet sich aus eigener 
Initiative in den Abschluß von Verträgen ein, indem 
sie Betriebe, die keine Maßnahmen hierzu ergreifen, 
obwohl sie durch den Plan dazu verpflichtet sind, zum 
Abschluß anregt und hierbei gleich die Frage entschei­
det, welcher der beiden Partner die Strafe für die Ver­
zögerung des Vertragsabschlusses zu tragen hat.

6. Als eine sehr wesentliche Maßnahme für die För­
derung der Vertragsdisziplin wird die persönliche An­
wesenheit des Betriebsleiters oder seines Stellvertreters 
als Vertretung der Partei in der mündlichen Verhand­
lung erachtet. Von seiten der Ministerien müssen die 
Hauptabteilungsleiter und ihre Stellvertreter anwesend 
sein. Die Justitiare sind nicht zur Vertretung bevoll­
mächtigt, sie bereiten jedoch den Prozeß vor. Diese 
Maßnahme, die in der sowjetischen Vertragsverord­
nung verankert ist und über deren Verwirklichung die 
Staatliche Arbitrage wacht, wird als besonders wirk­
sam angesehen. Sie ist deshalb wichtig, weil die 
Fehler in der Arbeit des Betriebes, die sich im Laufe 
der Verhandlung zeigen, am ehesten dann abgestellt 
werden, wenn der Betriebsleiter selbst sich unmittel­
bar von ihrer Auswirkung überzeugen konnte. Der Kreis 
der Bevollmächtigten in den Vorvertragsstreitigkei­
ten ist besonders eng gehalten, und die Teilnahme des 
Betriebsleiters und der Hauptvertreter der übergeord­
neten Instanzen wird bedingungslos verlangt. Hier zeigt 
sich die Bedeutung, die man gerade dem Vertragsab­
schluß bzw. der Schlichtung der Vorvertragsstreitig­
keit beimißt. Die schriftliche Übereinstimmung der 
beiden Partner ist schon der erste Schritt zur Erfüllung 
der Verpflichtungen.
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